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Lokal:

foto Wettbewerb:
» » Sehnsucht nach dem sueden ’ » - bi Id des monats

1 wien , 28 . 3 . ( rk ) als bild des monats wurde das maerz - bild

» » Sehnsucht nach dem sueden » * von der jury praemiiert . dipL . ing.

Willibald b o e h m , aus der odcakergasse 10 , in Ottakring , hat

dieses bild im rahmen des fo towettbewerbs » » wiener fotografieren

wien * » geschossen , » » die Sehnsucht nach dem sueden » » war einst die

kulisse » » starker maenner » *
, die im extrazirnrner des gasthauses das

an dieser stelle stand , ihre » ’ stemm - konkurrenzen » » austrugen , er

erhaelt als monatssieger 2 . 000 Schilling.

der gewinner des city - wien - preises ist herr josef w isden-

h o f e r , 10 , max fleischer - gasse 4 , mit seinem tote : » » staats-

oper * » . der grosse fotowettbewerb » » wiener fotografieren wien * * den

die stadt wien in Zusammenarbeit mit der gesellschaft zur foerderung

der fotografie und der Zentralsparkasse der gemeinde wien veranstal¬

tet , geht weiter , alle fetos - bisher 'wurden 7 . 624 eingesandt -

nehmen an der allgemeinen Wertung im juni teil , ( ka)

091 5
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lokal :

Kinder , der sommer wird lustig

Wien , 28. 3 . ( rk) wiener ferienspiel ~ fuer die 8 - Dis 14jaeh-

rigen - und wiener ferienclub - fuer die teenager - sind program¬

miert : das reiche , im vorjahr von zehntausenden kindern und jugend¬

lichen mit begeisterung in ansprucn genommene angebot waehrend der

Sommermonate wurde vom Landesjugendreferat heuer noch um zusaetzLiche

attraktionen vermehrt.

im ferienspiel gibt es erstmals ein robinson - spiel im Lainzer

tiergarten . die Kinder sollen den Lainzer tiergarten durchwandern,

wobei sie gewisse hindernisse zu ueberwir . den haben , zum beispiel

ueoer einen balken gehen , mit einem seil von einer Seite der anlauf¬

stelle zur anderen schwingen usw . es sind secns Stationen geplant,

auch ein abendliches Lagerfeuer , an dem Kinder und eitern teilnehmen

sollen , ist vorgesehen.

neu ist auch der vogellehrpfad im donaupark , hier wird es den

ferienspielern moeglich sein , unsere vogelwett kennen zu lernen , im

donaupark wird uebrigens auch das bodenschach angeboten.

fuer die sportbegeisterten kinder gibt es eine neue radsport-

station in drei teilen , im haltenstadion werden die verschiedenen

formen der Dahnrennen demonstriert , auf dem rathausplatz wird ein

geschicktichkeitsrennen durchgefuehrt werden - dafuer stellt die

flrma puch 170 fahrraeder zur verfuegung - und fuer die radwelt-

meisterschaft der junioren werden vom oesterreicnischen radsportver¬

band den f erienspieltei Inerimern pro Veranstaltung rund 5 . 000 karten

den
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werden : Kinder sollen fotos zum thema - ’ menschen oei der arbeit”

machen , jene Kinder , die Keinen eigenen fotoapparai besitzen , Koennen

sich vom Landesjugenoreferat Wien ueber die staedtischen buecherezen

apparate ausborgen , eine grosse wiener tageszeitung hat sich ueoer-

aZs bereit erKlaert , die besten fotos zu veroeffentliehen und zu

honorieren
^ ^ ^ natu . PUlch auch die schon im vorjahr angebotenen

Stationen fahrt zum spiel , fahrt zum Dauernhof , verschiedene sport-

aKtionen , baederbesuch , wanderralley , den treffpunKt Lagerfeuer ueber

zweieinhalb tage auf der donauinsel , freies malen , das Planetarium,
- diesmal mit zwei neuen sternmaerchen : ” der mond beim Schneider

und ’ ’ der neugierige Komet - 1 sowie wieder das beliebte fernrohr¬

basteln ferner ein verkenrssciel , fiLmvorfuehrungen , museumsbesu-

che und spaziergaenge durch Wien , der pass fuer das wiener ferien-

spiel 1977 wird in der letzten schulwoc . he in den schulen vertei

oer wiener ferienclub bietet heuer 31 Stationen : wie im vorjahr

wird es wieder den bandwettbewer0 pop - oo ' - om mit sechs popKonzerten

geben , der gemeinsam mit einer grossen tageszeitung veranstaltet

wird eine internationale swing - party in den sof lensaeuen , er re

Punkt jugendzentren , eine purgparty in Laxenburg , jeweils samstag

disKotheKabende und jeden Sonntag tanz auf der seebuehne im donau-

parK werden fuer geselliges vergnuegen sorgen.

fuer filmfans gibt es fuenf filme im treitihaus , aLpl
^

“ IB ®

im nf j - clubzentrum und sechs filme im actior . - kino und wer . ich sei - t

ein tv - programm machen will , hat im medienworkshop dazu gelegen, , 1 •

oen Sportfreunden winken freikarten fuer die staedtxschen Som¬

mer - uno hallenbaeder , die segelschute auf der alten donausommer-

skilauf auf dem kitzsteinhorn , grassKIlauf in glcggnxtz . an

in der Sportanlage Laxenburgs Strasse , eine ganze reih . ■ ene

sportplaetze , reiten im reitstalL riegierhuette , tauchsport - hi

hat mah auch die moeglichkeit , rettungsschwimmkurse und
_

leistungspruef ung zu machen - und schliesslich die radweltmei . ter

schaft der junioren,
d . n Kunstinteressierten stehen auffuehrungen im ensemble de,

Spiegel 11 , den original gradier ritterspielen , der KLeinen
Komoedie^
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und den komoedianten offen , das clubheft enthaelt ferner einen bon

ueber 25 Schilling fuer die sommerkcnzerte des kulturamtes der Stadt

Wien.
eine robinsonfahrt nach duernstein , eine fahrt zu einer privat-

Sternwarte in hauselbach , der treffpunkt lagerfeuer mit grill , eine

niederoesterreichrundfahrt unter dem motto * ’ servus niederoester-

reich * ’ , rundfahrten modernes Wien und u- bahn - Probefahrten , ein foto-

wettbewerb fuer sozialkritische fotos , ein riesenpopkonzert in der

stadthalle am 2 . September und die grosse abschlussveranstaltung mit

preisverleihung runden das programmangebot ab#

die meisten dieser angebote sind fuer clubmitgLieder kosten¬

los , die anderen sind stark ermaessigt . clubhefte gibt es zum preis

von 30 Schilling bei allen Jugendorganisationen , in den jugendzentren

und in alten * ’ z » * - f ilialen . ( os)

++++
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Kommunal:

Wiener Landt ag

Wien , 28 . 3 . ( rk ) Dem Wiener Landtag , der unter dem Vorsitz vom
Ersten Präsidenten Maria Hlawka ( SPÖ ) Montag zu einer Sitzung zusammen¬
trat , lagen je eine Anfrage der FPÖ und der ÖVP vor . Anstelle des ver¬
storbenen Regierungsrates Josef Schweiger ( SPÖ ) wurde Johann Matzenauer
in den Bundesrat und als Ersatzmann Franz Stodola gewcählt . Für den

Landessportrat wurde LAbg . Hans Ludwig ( SPÖ ) als Ersatzmitglied ge¬
wählt .

Änderung des Parkometergesetzes

Über die Vorlage des Gesetzes zur Änderung des Parkometergesetzes
berichtete StR . Mayr ( SPÖ ) , daß die Änderung vor allem in Anpassung
an eine neue Bestimmung der Straßenverkehrungsordnung notwendig ge¬
worden ist , die künftig stark gehbehinderten Personen beim Parken in

Kurzparkzonen keine zeitliche Beschränkung mehr auferlegt . Eine weitere

Änderung betrifft die Auskunftspflicht des Fahrers , wodurch eine Ver¬

waltungsvereinfachung erreicht wird . StR . Mayr teilte bei dieser Ge¬
legenheit mit , daß der Magistrat die Absicht habe,die Doppelbestrafung
in Kurzparkzonen zu beseitigen . Zu diesem Zweck sollen parlamentarische
Gespräche geführt werden , um eine eindeutige rechtliche Lösung zu
finden.

LAbg . Dkfm . Wöber ( ÖVP ) begrüßte diese Erklärung und regte an,
zuerst alle landesgesetzlichen Möglichkeiten auszuschöpfen , um eine

möglichst rasche Lösung dieses Problems zu erreichen.

Abstimmung: In erster und zweiter Lesung einstimmig angenommen.
( smo)

( Ende des Sitzungsberichtes)
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Kommunal:

Wiener Gemeinderat

Wien , 28 . 3 . ( rk ) Der Wiener Gemeinderat trat unter dem Vorsitz

von Bürgermeister Leopold Gratz zu einer Sitzung zusammen . Es lagen

fünf Anfragen der FPÖ und sechs Anfragen der ÖVP vor.

Ein Antrag der ÖVP betreffend Abstandnahme von der Verbreiterung

der KundratStraße im 10 » Bezirk sowie betreffend die Teilnahme von

Pflegeeltern an Expertengesprächen , ein Antrag der FPÖ betreffend die

Widmung des Schwarzenberggartens als Parkschutzgebiet sowie betref¬

fend die Überprüfung der Straßentafeln und ein Antrag der Bezirksver

tretung des 1 . Bezirks betreffend die Erdgasumstellung wurden zuge¬

wiesen .
Für VBgm » a . D . Hans Bock ( SPÖ ) , der sein Mandat als Gemeinderat

zurückgelegt hat , und für den verstorbenen Gemeinderat Wilhelm M i k s ch

( SPÖ ) wurden Robert Pfleger ( SPÖ ) und Ernst Vejtisek ( SPÖ ) als

neue Gemeindräte angelobt.
Bürgermeister Gratz würdigte die Verdienste des aus dem Gemeindere

ausgeschiedenen ehemaligen Personalstadtrates und Vizebürgermeisters

Hans Bock . Mit Bock , der dem Gemeinderat seit 19 ^ 8 angehört hatte,

schied das dienstälteste Mitglied des Gemeinderates aus.

Mitteilung des Bürgermeisters

Bürgermeister Leopold Gratz meldete sich zu einer M ittellun g

zu Wort : Er habe bereits am 30 . August 1976 dem Gemeinderat den

ersten Bericht der Expertenkommission über die Ursachen des Ein¬

sturzes der Reichsbrücke sowie den Bericht des Kontrollamtes zu

diesem Fragenkomplex vorgelegt . Noch am Tag des Einsturzes der

Reichsbrücke waren Bautenminister Moser und er übereingeKommen,

eine unabhängige Expertenkommission zur Klärung der Einsturzursachen

einzuberufen . Der brste Bericht dieser Kommission wurde ihm am

10 . August übergeben und am selben Tag der Öffentlichkeit vorgelegt.

Den Abschlußbericht der Expertenkommission erhielt Bürger¬

meister Gratz am 7 . März 1977 , am Tag darauf wurde der Bericht der

Öffentlichkeit übergeben.

. /.
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Bürgermeister Gratz erklärte , daß er durch seine Wort¬

meldung dem Gemeinderat die Gelegenheit geoen wolle , zu diesem

Bericht Stellung zu nehmen . Ben umfangreichen Bericht im

Rahmen seiner Wortmeldung kurz zu referieren , sehe er sich

aus sachlichen Gründen außerstande . Eines müsse jedoch fest¬

gestellt werden : Aus dem Bericht geht eindeutig hervor , naß

in der gesamten Kausalkette , die zum Einsturz der Reichsbrücwe

geführt hat , keine schuldhafte Handlung oder Unterlassung

eines Bediensteten der Stadt Wien vorliege . Gratz dankte ab¬

schließend den Mitgliedern der Expertenkommission für ihre

Arbeite
Ein gemeinsamer Antrag aller drei Fraktionen , über die

Mitteilung des Bürgermeisters eine Debatte abzuhalten , wurde

einstimmig angenommen . Die Debatte wird vor Schluß der Sitzung

stattfinden.

lus Stellung " Heue Sachlichkeit und Realismus

GR . Hanke ( SPö ) referierte den Antrag,für die Durch¬

führung der Ausstellung " Neue Sachlichkeit und Reelismus"

im Museum des 20 . Jahrhunderts einen Betrag in der Hohe von

3,3 Millionen aus dem KulturSchilling zu bewilligen.

GR . Profo Bittner ( ÖVP ) begrüßte die Durchführung der

Ausstellung , kritisierte jedoch die .Bedeckung -aus dem Kultur¬

schilling , der in erster Linie für die Altstadterhaltung da

sei . Er urgierte einen Bericht über die Situation auf diesem

Gebiet . Bittner brachte einen Antrag ein , den Betrag für die

Durchführung der Ausstellung aus der Rubrik Wissenschaft,

Kunst und Volksbildung zu bedecken.

GR . Hanke erklärte in

Altstadterhaltung laufend

werden . Auch im Rahmen des

seinem Seil 1 ußwor t , d aß ü d e r d i e

Berichte und Publmationen vorgelegt

Rechnungsabschlusses werde dtrüber

berichtet werden.

Abstimmung: Der Antrag der CVP wurde mit den

der SPö abgelehnt , der Antrag des Referenten wurde

Stimmen der SPÖ angenommen , (̂ ger)

Stimmen
mit den

. / o
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Umbau der Heimatkino:

Zum Antrag von GR.Windhab ( SPG ) , dem Ensemble "Werkstatt"

für den Erwerb und den Umbau der "Heimat - Lichtspiele " im 9 * Be¬

zirk einen einmaligen widmungsgebundenen ForderungsZuschuß von

2,32 Millionen S zur Verfügung zu stellen , nahm GR . Prof . Bittner

( öVP) Stellung . Zwar begrüße er , daß die "Werkstatt " ein künst¬

lerisches Heim bekomme , doch sollte der genannte Betrag nicht

aus dem KulturSchilling , sondern aus Mitteln für die Pörderung

von Wissenschaft , Kunst und Volksbildung bedeckt werden . Der

diesbezügliche Antrag wurde jedoch abgelehnt.
Abstimmung: Angenommen mit den Stimmen der SPö.

Hallenstadion

GR . Hirsch ( SPö ) stellte den Antrag , 8 Millionen S für die Be¬

schaffung von Einrichtungen und Geräten für das Wiener Hallenstadion

zu genehmigen.

GR . Arthold ( ÖVP ) bezichtigte die zuständigen Stellen des

mangelnden Weitblicks : obwohl seit zehn Jahren am Hallenstadion

gebaut werde , komme man erst jetzt daraui , daß es auch ein¬

gerichtet werden müsse . Weiter kritisierte der Debattenredner,

daß man in Wien erst jetzt daran denke , Turnsäle nach inter¬

nationaler Norm im Ausmaß von 13 mal 27 Meter zu bauen , und

daß die Turnsäle der Schulen an Freitagen nicht von den

Vereinen benützt werden dürfen . Im Zusammenhang mir dem geplan¬

ten Ausbau der Autobahn A 1 im Bereich Schönbrunn erinnerte

GR . Arthold an die dadurch notwendig werdende Absiedlung des

Sportplatzes Schönbrunn , der von 60 Vereinen und von 8 Schulen

mit 1G0 Klassen benützt wird , und forderte rechtzeitige Vor¬

kehrungen für die Weiterführung des Sportbetriebes im Test¬

stadion.
Abstimmung: Einstimmig angenommen , ( we)

Brücken

Die Beschlußfassung über die Straßendetailplanung der ilorids-

dorfer Brücke ( Berichterstatterin GR . Maria Szöllösi ) nahm

GR . Gawlik ( SPG) zum Anlaß , um zu Falschmeldungen der letzten

Zeit über Wiener Brücken Stellung zu nehmen . Der Rustensteg und

die Schweglerbrücke im 15 * Bezirk sind beide in einem guten Bau¬

zustand , erklärte GR . Gawlik . Das habe ihm die zuständige

Magistratsabteilung 29 auf eine Anfrage hin schriftlich mioge
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erscheinungen auf . Der Rustensteg wurde 1972 generalinstandgesetzt.

Lediglich der Aufgang sei in einem schlechten Bauzustand.

Einfamilienhäuser

Der Verkauf von zwei Grundstücken für das von Bürgermeister

Gratz angekündigte Einfanilienhaus - Siedlungsprogramm an die Wohn¬

baugenossenschaften Gesiba und Neuland wurde einstim mig , genehmigt.

Das " Gesiba - Grundstück " liegt im 21 . Bezirk in der Carabelligasse

und ermöglicht den Bau von 180 Einfamilienhäusern , das "Neuland-

Grundstück " im 22 . Bezirk in der Spargelfeldstraße ist für rund

200 Einfamilienhäuser geeignet . Die Verkaufspreise sind ä80 S bzw.

380 S pro Quadratmeter.
GR . Dkfm . Dr . Ebert ( ÖVP ) sprach sich zwar für den Einfamilien¬

hausbau aus , kritisierte aber den Zeitpunkt des Baus . Vor Jahren,

als noch reichlich Mittel für die Wohnbauförderung vorhanden waren,

wurde der Einfamilienbau von den Sozialisten strikt abgelehnt . Nun,

da echte Engpässe auftreten , geht man an den Einfamilienhausbau.

Diese Vorgangsweise zeugt von einem falschen Konzept.

Die weitere Abwicklung wirft eine Reihe von Fragen auf . Wieviel

Personen haben sich bereits für diese Häuser angemeldet und nach

welchen Kriterien wird man die Auswahl treffen ? Wie hoch werden die

Baukosten sein ? Wer zahlt die notwendigen öffentlichen Flächen?

Werden bei der Vergabe , die durch das Wohpbauförderungsgesetz ge

gegebenen Einkommensgrenzen durchgehalten werden können ? Wieviel

Häuser wird man pro Jahr fertigstellen?
Ein Großteil der Wiener baut im Umland Einfamilienhäuser . Solchen

Interessenten auch in Wien eine Möglichkeit anzubieten , das isu die

Zielsetzung des Siedlungsprogramms , erklärte GR . Ing . H of stet ter

( SPÖ ) . Sowohl die Baukosten als auch die Vergaberichtlinien werden

sich im Rahmen der derzeit gültigen Bestimmungen des Wohnbauforde¬

rungsgesetzes halten.
Der Wohnbau in Wien muß in erster Linie den Bedarf decken . Den

dringendsten Wohnungsbedarf deckt die Gemeinde mit dem kommunalen

Wohnbau ab . Die Genossenschafts - und Eigentumswohnungen , aber auch

die Eigenheime , erfüllen vor allem den Wunsch der Bevölkerung nach

einer besseren Wohnung . Berechnungen ergaben , daß die unterste Grenze

des Bedarfs in Wien bei rund 7 - 000 Wohnungen im Jahr liegt . Von 1971

bis 1975 wurde jährlich folgende Anzahl von Wohnungen fertigge-
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gestellt : 9 . 554 , 10 . 097 , 6 . 927 , 5 . 618 und 7 . 145 . Diese Zahlen

werden in den folgenden Jahren noch überboten . Berücksichtigt man

weiter , daß rund ein Drittel der Wohnungsverbesserungen echten

neuen Wohnraum schaffen , werden in Wien derzeit rund 11 . 000 qualitäts¬

mäßig neue Wohnungen gebaut . Diese Zahl zeigt , daß der Bedarf tat-

sächlich gedeckt wird.
In zweiter Linie dient der Wohnbau der Beschäftigung in der

Bauwirtschaft . Die Wiener Bauwirtschaft konnte in den letzten Jahren

eine stetige Aufwärtsentwicklung verzeichnen . So stieg das Produk¬

tionsvolumen von 7, ^ Milliarden im Jahr 1971 auf 11,5 Milliarden

im Jahr ' 1975 . Die Öffentliche Hand hat als Auftraggeber gerade

in den Zeiten des Konjunkturabschwunges diese Entwicklung erst

möglich gemacht . 3 ® stiegen die öffentlichen Aufträge 1975 um 25

Prozent , während die Aufträge privater um drei Prozent zurückgingen.

GR . Hahn ( ÖVP ) bezweifelte , ob die Einfamilienhäuser im Rahmen

der nach der Wohnbauförderung angemessenen Baukosten liegen werden.

Während man derzeit bei Anrechnung aller Erschwernisse auf rund

9 . 000 S pro Quadratmeter angemessener Baukosten kommt , gibt die

VÖEST die Kosten für ein Einfamilienhaus mit 10 . 800 S pro Quadrat

meter an . Jedenfalls wird , so Hahn , ein Bewerber rund eine halbe

Million S für ein Einfamilienhaus bei Vertragsabschluß auf den

Tisch legen müssen.
Die SPÖ hat den Einfamilienhausbau niemals bekämpft , erklärte

VBgm . Pfoch ( SPÖ ) in seinem Schlußwort . Gerade in der Ersten Reou-

blik wurden sehr viele Einfamilienhäuser in Wien gebaut . Würde man

heute das Produkt Wohnung auf dem freien Markt erwerben , mußte man

für Miete und Kapitalrückzahlung Kosten in der Höhe von 70 bis 100

Schilling pro Quadratmeter und Monat in Kauf nehmen . Diese Zahl

zeigt die Bedeutung des kommunalen Wohnhaus in der öffentlichen För¬

derung , die die monatliche Belastung für den Mieter doch weiter unter

diesen Betrag senkt.

1977 werden in Wien von der Gemeinde an die 20 . 000 Wohnungen

gebaut beziehungsweise gefördert und mittels der Wohnungsverbes¬

serung instandgehalten werden können . Dies reicht aus , um den Be¬

darf zu decken . Würde man so bauen , wie es die konjunkturelle Lage

der Bauwirtschaft erfordert , würde man wahrscheinlich zu Zuständen

kommen , wie sie derzeit in der Bundesrepublik Deutschland herrschen:
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Dort stehen hunderttausende neue Wohnungen leer . In Wien

steuert man einen Mittelweg : Es wird versucht , sowohl dem

Bedarf der Bevölkerung als auch der konjunkturellen Lage der

Bauwirtschaft Rechnung zu tragen.
Für die Einfamilienhäuser sind derzeit 2 . 000 Anmeldungen

vorhanden . Über die Vergabekriterien ist noch keine Entschei¬

dung gefallene ( sei)

Austria - V/ochenschau

Auf Grund der Kostenerhöhung für Personal und Kopier¬

arbeit en sei eine Erhöhung des im Vertrag der Austria - V/ochenschau

mit dem Presse - und Informationsdienst vorgesehenen Jahresent¬

gelts um rund 7 Prozent von 3,7 Millionen auf 3,960 Millionen

erforderlich , berichtete GR . Lustig ( SPÖ ) . Der Vertrag sei be¬

reits 1971 vom Kulturamt mit der Wochenschau abgeschlossen und

1973 verlängert worden , um eine ständige Berichterstattung über

Wiener Kommunalereignisse zu ermöglichen . GR . Dkfm . Bauer

( FPÜ ) bezeichnete den Vertrag als bezeichnend für eine gelenkte

Propaganda und penetrante Hofberichterststtung . Dafür hätte die

FPÖ kein Verständnis und grundsätzliche Bedenken dagegen . Die

heutige Aufregung des Redners sei ihm unverständlich meinte der

Berichterstatter im Schlußwort , da wie gesagt , der Vertrag

seitens des Kulturamtes bereits seit 1971 existiere und nur

aus budgetären Gründen dem PID übertragen worden sei . Man könne

doch nicht von Eofberichterstattung reden , wenn man den Bürger

darüber informiert , was in seiner Stadt geschieht . Im übrigen

werdaidie gefilmten Farbbeiträge für Dokumentationen weiter¬

verwendet.
Abstimmung: Von SPÖ und ÖVP angenommen , ( smo)

Kleingärten

GR . Ascherl ( SPÖ ) referierte den Antrag auf Abänderung

des Plächenwidmungs - und Bebauungsplanes für ein Teilgebiet
des Praters . In diesem Gebiet befinden sich Kleingartenan¬

lagen , die nunmehr widmungsgemäß gesichert werden sollen.

/
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GR . Arthold ( ÖVP ) kündigte an , daß seine Fraktion dem. vorliegen¬

den Antrag zustimmen werde . Bedauerlich allerdings , daß nxcht zu er

sehen sei , nach welchem Konzept solche Umwidmungen erfolgen . Bereits

viermal habe die ÖV ? die Erstellung eines Kleingartenkonzepts ver¬

langt . Der damalige Stadtrat Hofmann habe 1 <574 mündlich eine Art

Konzept vergelegt , wobei er auf Ankündigungen aus dem Jahr 1971 Bezug

genommen habe . Zahlreiche neue Flüchen für die Errichtung von Klein¬

gartenanlagen wurden angekündigt , bis heute gebe es aber keinen Zeit-

plan für die Realisierung . 197 ^ habe Stadtrat Hofmann auch die Schaf

fung von Gartensiedlungen angekündigt . Im Rahmen der neuen Bauerdnung

wurden die gesetzlichen Grundlagen geschaffen . Arthold warf die Frage

auf , wann es zur Umwandlung von bestehenden Kleingartenanlagen in

Gartensiedlungen und zur Errichtung angekündigter neuer Siedlungen

in Breitenlee,Süßenbrunn und Stammersdorf kommen werde.

Arthold kritisierte die Vorgangsweise gegenüber den Kleingärt¬

nern in der Kundratstraße . Die Beseitigung der Grünzone zwischen den,

Eisenbahnanlagen und den Krankenhäusern wäre ein Unsinn . Die Stadt

Planung dürfe eine solche Entwicklung nicht zulassen.

GR . Outolny ( SPö ) verwies auf das seit 1971 vorliegende Konzept

für Kleingärten , nach dem vorgegangen werde . Leider sei es unvermeid¬

lich , einzelne Kleingartengebiete im Interesse der Stadtentwicklung

aufzulassen . Für diese Gebiete werden jedoch Ersatzflächen geschaffer

Auch werden abgesiedelte Kleingärtner entschädigt . Die meisten Klein¬

gärtner bringen für diese Probleme auch Verständnis auf.

GR . Ascherl ( SPö ) verwies in seinem Schlußwort auf die Vorbe¬

reitungsarbeiten für die Schaffung neuer Kleingartengebiete und auf

die im Entstehen begriffenen neuen Anlagen . Das Grundstück an der

Kundratstraße ist als Verkehrsband gewidmet und untersteht den öster¬

reichischen Bundesbahnen . Diese gesetzlichen Voraussetzungen mußten

beachtet werden . Auch diesen Siedlern seien im übrigen Ersatzgarten

angeboten worden.
Abstimmung: einstimmig angenommen , ( ger)

Wiental - Autobahn

GR . Edlinger ( SPÖ ) stellte den Antrag , Kosten in der Höhe von

900 . 000 S für die Ausarbeitung des generellen Projekts der A 1

Wiental - Autobahn zu genehmigen und mit dem Auftrag Dipl . - Ing . Doktor
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Hermann Neukirchen zu betrauen , GR . Dr , Hirnschall ( FPÖ ) snrach sich

dafür aus , die Verkehrssituation vor dem Schloß Schönbrunn durch

eine Strafte in Tieflage zu sanieren , warnte aber davor , die Wiental-

Autobahn - wie beabsichtigt - bis zum Gaudenzdorfer Gürtel zu füh¬

ren . Die Fertigstellung des Autobahnringes um Wien werde zweifellos

eine Entlastung der Westautobahn mit sich bringen , so dass es nicht

erforderlich sei , die Autobahn so weit in die Stadt hineinzuführen•

Abstimmung: Angenommen von SPÖ und ÖVP.

Subventionen

Der nächste Punkt der Tagesordnung , den Finanzstadtrat Mayr

( SPÖ ) referierte , betraf Subventionen in Höhe von insgesamt 12,064 . 10(

Schilling an diverse Gesellschaften und Vereine , darunter 3 S 4 Mi11io

nen an den Verein " Zentrum für angewandte Wissenschaft in Politik und

Verwaltung " , 2,75 Millionen an das Wiener Institut für internationale

Wirtschaftsvergleiche , 2 Millionen für den Verein " Wien International’

und 1,8 Millionen S für das Institut für Rheumatologie und Balneolo¬

gie der Ludwig Boltzmann - Gesellschaft.

GR . Dr . Hirnschall ( FPÖ ) äußerte Bedenken gegen den Betrag von

3,4 Millionen S für den Verein " Zentrum für angewandte Wissenschaft

in Politik und Verwaltung " . Prof . Freyler habe am 1 . Dezember 1976

schriftlich seine Absicht bekanntgegeben , den Verein aufzulösen und

Mittel auf dem Subventionsweg beantragt , ohne Zahlen zu nennen . Am

18 . Jänner habe er dann in einem zweiten Schreiben den Betrag von

3,4 Millionen genannt , ohne Hinweise zu geben , wofür diese Mittel

ausgegeben worden seien . Er werde das Gefühl nicht los , sagte Hirn¬

schall , dass hier hinter tönenden Worten wenig Konkretes stehe . In

einer Anfrage seiner Fraktion an den Finanzstadtrat wird Antwort

auf drei Fragen gefordert : 1 . Wurden Prof . Freyler Zusagen gemacht,

spätere Verbindlichkeiten abzudecken ? 2 . Welche Leistungen habe der

Verein für die Stadtverwaltung erbracht ? und 3 . Was geschieht mit :

der gleichnamigen Gesellschaft mbH ? Abschließend meinte Dr . Hirn

schall , es bestehe kein Anlaß , auch nur einen Schilling aus den

Mitteln der Stadt Wien für Prof . Freyler flüssig zu machen.

. /.



28 . März 1977 " Rathaus - Korrespondenz Blatt 7 *40

StR . Dr . Goller ( ÖVP ) gab einen überblick über die Entstehungs¬

geschichte des Vereins . Als persönlicher Berater von Bürgermeister

Gratz habe Architekt Freyler ursprünglich einen Sondervertrag auf

ein Jahr ( vom 1 . Oktober 1973 bis 30 . September 197 *0 erhalten , der

mit *420 . 000 S oder 35 . 000 S pro Monat dotiert war.

Dieser für Prof . Freyler zweifellos gute Sondervertrag wurde nach

einem Jahr nicht mehr verlängert . Auf die erste Anfrage der ÖVP habe

der Bürgermeister im Stadtsenat geäußert . , er wolle Freylers Schaf¬

fenskraft weiterhin,wenn auch nicht mehr so eng,für die Stadt Wien

erhalten . Danach habe Prof . Freyler als Appendix des Instituts für

Stadtforschung Räume im bereits leerstehenden Palais der ehemaligen

Wiener Polizeidirektion bezogen , was dem Institut allein 890 . 000

kostete . Für die Zeit vom 25 . Juli 1974 bis 5 - August
.

1975 habe

Freyler für Beratungsaufgaben im Auftrag des Bürgermeisters 661 . 034

Schilling verrechnet . Seine Konsulententätigkeit habe Freyler im

Fernsehen folgendermaßen charakterisiert : " Ich stand dem Bürger¬

meister zur Verfügung für alle die Fragen , die die TRtxgKSit im

Amtsrat betrafen " .

Am 1 . Oktober 1975 sei der Verein mit dem bombastischen Namen

" Zentrum für angewandte Wissenschaft in Politik und Verwaltung"

gegründet worden , am 15 . Dezember 1975 habe der gemeinnützige Ver¬

ein mit seinem eigenen Direktor Freyler eine Ges . mbH gebildet , um

erwerbswirtschaftlich tätig zu werden . Dr . Goller nannte den Ver¬

ein und seine Ges . mbH ein Musterbeispiel dafür , wie verfilzt der

Subventionsgeber mit dem Subventionsnehmer sei.

Seit Oktober 1973 habe Freyler den Wiener Steuerzahlern ins¬

gesamt 6,626 . 000 S gekostet . Die ÖVP habe die Causa Freyler mm-

destens sechsmal im Stadtsenat zur Sprache gebracht . Die verlangte

Einschau des Kontrollamts sei zwar zugesagt , aber vergessen worden.

Das sei wieder ein Beweis , wie wichtig ein wirklich unabhängiges

Kontrollamt sei.

Abschließend gab StR . Dr . Goller der Ansicht seiner Fraktion

Ausdruck , daß in diesem Fall nicht der Steuerzahler zur Kasse ge¬

beten werden dürfe ; vielmehr solle der die Schulden bezahlen , der

sie gemacht habe . Die ÖVP werde dem Punkt 13 der Subventionsliste

nicht die Zustimmung geben und verlange eine getrennte Abstimmung.
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Bürgermeister Leopold Gratz ( SPÖ ) stellte fest , daß keines¬

wegs etwas verschleiert werde » Stadtrat Dr . Goller bezichtigte

er der Leichtfertigkeit hinsichtlich der Beurteilung der Quali¬

täten eines Mannes . Prof . Freyler habe sich unter Aufgabe seines

Berufs als Berater zur Verfügung gestellt . Die Ausführungen der

öVp bezeichnet © Gratz als einen Versuch in einer Kette von Ver -»

suchen , jemand zu diffamieren , der sich nicht zur ÖVP bekenne.

Einem Politiker müsse es freistehen , sich dort Ratschläge

zu holen , wo er es für richtig halte . Daß Prof . Freyler Räumlich¬

keiten zur Verfügung gestellt wurden , sei eine Selbstverständlich¬

keit - schließlich hätten auch auf seine - Gratz * - Veranlassung,
die Klubs der politischen Parteien Räumlichkeiten erhalten . Die

von Prof . Freyler erarbeiteten Unterlagen stünden dem Kontroll-

amt jederzeit zur Verfügung.
GR . Dr . Peter Mayr ( ÖVp ) : Es sei nichts gegen einen Berater

des Bürgermeisters zu sagen . Hingegen sei eine strenge Trennung

zu verlangen zwischen der Beratung des Bürgermeisters und der

Auftragserteilung der Stadt Wien an diesen Berater . Es sei auch

problematisch , wenn der Bürgermeister Präsident eines Vereins sei,
der Aufträge der Stadtverwaltung übernehme.

In seinem Schlußwort meinte Finanzstadtrat Mayr ( SPÖ ) , daß

es schwierig sei , zur wissenschaftlichen Effizienz von Instituten

Stellung zu nehmen . Im Falle des Vereins " Zentrum für angewandte
Wissenschaft in Politik und Verwaltung ” sei nicht allein der

Institutsleiter , sondern eine Reihe von Mitarbeitern tätig gewesen.
Es sei nicht die Überprüfung der wissenschaftlichen Tätigkeit

abgelehnt worden , sondern die Verzögerung der Vereinsauflösung,
um zu verhindern , daß weitere Kosten auflaufen . Die Anfrage der

FPÖ werde der geschäftsordnungsmäßigen Erledigung zugeführt , die

Abstimmung werde getrennt durchgeführt.
Abstimmung : Die Punkte 1 bis 12 und der Punkt 14 der Sub¬

ventionsliste wurden einstimmig angenommen , der Punkt 13 mit den

Stimmen der SPÖ . ( we)

Tunnelstrecken

Ein Kuriosum der Stadtverwaltung nannte GR . Dkfm . Bauer ( FPÖ)
die Übernahme von Betriebs - und Wartungskosten der Tunnelstrecken
der Straßenbahnlinien 2 und 18 in der Höhe von 22 Millionen

Schilling durch die Stadt Wien . Diese Bauwerke wurden den Ver-
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kehrsbetrieben nach der Errichtung geschenkt und man möchte » ® in -en,

daß der Beschenkte als Gegenleistung zumindest die Betriebs - und

Wartungskosten trägt . Bas Gegenteil ist der Fall . Entweder handelt

es sich dabei um einen Schildbürgerstreich oder man möchte die

Bilanzen der Stadtwerke frisieren.
GR . Ing . Hofstetter ( SPÖ ) erklärte als Berichterstatter , daß

diese Bauwerke sowohl dem öffentlichen als auch dem xndividual—

verkehr dienen . Eine Kostentrennung ist daher sehr schwer möglich.

Allerdings spielen auch bilanztechnische Gründe eine Rolle.

Abstimmung: Mit den Stimmen der SPÖ und ÖVp angenommen , ( sei)

Wiener Kleinbetriebe - Zuschußaktion

Eine neue , wirksame Aktion zur Förderung der Wiener Klein-

und Mittelbetriebe unter dem Titel ' ' Wiener Kleinbetriebe - Zuschuß¬

aktion für Neugründungen und Modernisierung ( KBZ - Aktion ) ” , für die

ein ' Investitionsrahmen von 300 Millionen und Prämien von 30

Millionen zur Verfügung gestellt werden sollen , beantragte Stadtrat

Mayr ( SPÖ ) . In dreifacher Hinsicht soll die Aktion wirksam werden

- als Investitionsförderung , als Betriebsneugründungsförderung und

als Förderung zur Sicherstellung der Nahversorgung . Alle d?ei

Möglichkeiten können nebeneinander beansprucht werden , es sind

Zuschüsse bis zu 25 Prozent möglich . Bie Änderung zu bisherigen

Aktionen ist , daß anstelle des Zinsenzuschusses eine einmalige

Prämie gewährt wird . Alle Kreditinstitute können sich an der Aktion

beteiligen , die Abwicklung erfolgt ohne eigenen Apparat des

Magistrats über den Kreditverein der " Z " . Als Ziel dieser neuen

Aktion nannte Mayr : Bie Versorgung zu verbessern , die Wiener Wirt¬

schaft
'

optimal zu stärken , die Anpassung an Wirtschaftsänderungen

zu erleichtern . Ein Wermutstropfen ist allerdings darin zu finden,

daß die Bundesförderung jenen Gemeinden - also Wien - die solche

Aktionen machen , nicht im entsprechenden Ausmaß zugute kommt.

Als erster Bebattenredner bezeichnete GR . Sallaberger ( SPÖ)

die neue Aktion in ihrer SchwerpunktSetzung effektiver als die

bisherigen , mitunter unübersichtlichen und unterschiedlich ge—

handhabten dreizehn Förderungsaktionen . Beachtliches wurde aber

schon bisher in Wien geleistet : Für mehr als 4 . 000 Existenzgründun¬

gen wurden 465 Millionen zur Verfügung gestellt , fast 9 . 000 Modern!

sierungen wurden mit rund einer Milliarde gefördert . Im Rahmen
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der sogenannten Getränkesteueraktioa wurden für 4 . 687 Gast - und

Schankgewerbebettiebe , also für etwa Riedes zweite Wirts - oder

Kaffeehaus , rund 380 Millionen aufgewendet . Wenn die Bundesförde¬

rung prozentuell nicht den Wiener Anteil an Klein - und Mittel¬

betriebe » entspricht , so ist es nur eine logische Konsequenz,

die Wiener Förderung stärker nach Schwerpunkten zu gestalten.

GH . Sallaberger wies dann nach , daß gerade in den uebieten

mit den meisten Kleis - und Mittelbetrieben die Rezession am besten

überwunden werden konnte , und die Arbeitsplätze am wenigsten

gefährdet waren.
Stadtrat Neusser ( ÖVp ) pflichtete dem Vorredner bei , daß

die Wiener Wirtschaft bei der Überwindung der Rezession hervor¬

ragende Leistungen erzielt hat . Er sprach allerdings davon , Gaß

der Kreditverband manche Betriebe diskriminiere und sprach die

Hoffnung aus , daß tatsächlich alle Antragsformulare bei allen

Kreditinstituten aufliegen werden . Gegen die Benachteiligung Wiens

durch den Bund habe aber Wien kaum Protest eingelegt , weder bei

der Spitalsbenachteiligung noch beim U- Bahn - Bau . Für die vom Bund

zur Verfügung gestellten Beträge zur Schaffung von mehr Arbeits¬

plätzen habe Wien keinen Groschen gekriegt . Das sei eine eklatante

Diskriminierung.
Die Antragsformulare werden überall aufliegen , versicherte StR.

Mayr im Schlußwort , von einer Diskriminierung gewisser Betriebe

seitens des Kreditverbandes zu sprechen , ohnelookiefce Hinweise zu geben,

sei höchst unfair . Er habe ^ och nie von derartigen Fällen gehört . Wenn

Wien als " Insel in der Insel Österreich " die Rezession gut überwun¬

den habe , so sei das auch darauf zurückzuführen , daß sich die Be¬

mühungen der Bundesregierung mit jenen der Stadtverwaltung addiert

haben . Was die Behauptungen über Benachteiligung durch den Bund be¬

trifft , so stimmen sie einfach nicht . Es gibt keinen Beweis dafür,

daß etwa in der Spitals fragte Wien benachteiligt wird , daß hingegen dei

Bund mehr tun müßte sei keine Frace . Oder U- Bahn - Bau : Das seiner¬

zeitige Schmitz - Slavik - Abkommen sei von der ÖVp- Regierung zu Fall ge¬
bracht worden . Erst unter Androsch sei es möglich gewesen , mehr Zu¬
schüsse durchzusetzen . Erstmals wird Wien für den U— Bahn — Bau einen
Beitrag von mindestens 300 Millionen aus der Kraftfahrzeugsteuer
zusätzlich bekommen . Grundsätzlich appellierte Mayr abschließend:

Keine politischen Schaukämpfe zu absolvieren , sondern gemeinsam zu
versuchen , die wirtschaftlichen Probleme zu lösen.

Abstimmung: Einstimmig angenommen.
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Großgrünanlage Ober - Laa

GR . Braun ( SPÖ ) referierte den Antrag auf Erhöhung des Sach-

kredits für die Großgrünanlage Ober - Laa von 624 auf 629 Millionen

Schilling.
GR . Dkfm . Bauer ( FPö ) verlieh seiner positiven Einstellung zur

Grünanlage Ausdruck . Dort sei es auch zu fast keinen Kostensteige¬

rungen gekommen , wohl aber bei den Zusatzeinrichtungen der WIG 74.

Insgesamt sei der ursprünglich vorgesehene Betrag um 80 Prozent

überschritten worden.

Bauer kritisierte , daß das ursprünglich vereinbarte Honorar

für den Architekten aufgrund der Gebührenordnung nun um fünf Millio¬

nen S überschritten werde . Dies hätte man durch einen Vertrag ver¬

hindern sollen.
GR . Braun ( SPÖ ) stellte fest , daß die Großgrünanlage Ober - Laa

auch deshalb zu einem so beliebten Erholungszentrum geworden sei,

weil über die WIG 74 hinaus Zusatzeinrichtungen geschaffen worden

seien . Die Gebührenordnung für Architekten könne durch keine Ver¬

träge ausgeschaltet werden.

Abstimmung: Angenommen mit den Stimmen der SPÖ und öVP.

Kreditaktion £ür Privatbäder

GR . Busta ( SPÖ ) referierte den Antrag auf Schaffung einer be¬

günstigten Kreditaktion und Gewährung von Investitionskostenzuschüs¬

sen für Privatbäder.
GR . Schneider ( ÖVP ) stellte fest , daß die ÖVP eine solche

Aktion schon 1963 verlangt habe . Die SPÖ habe damals abgelehnt.

Schneider verwies auf die heutige triste Situation der Privatbäder,

die durch eine zeitgerechte Kreditaktion verhindert werden hätte

können . Er verlieh seinem Befremden darüber Ausdruck , daß auch das

einzige Privathallenbad — das der Gewerkschaft gehöre — m die

Kreditaktion einbezogen wurde.

GR , Busta ( SPÖ ) stellte in seinem Schlußwort fest , daß nicht

erst heute , sondern schon im Rahmen der Fremdenverkehrsaktion 1970

die Gewährung von Zinsenzuschüssen für Privatbäder beschlossen wor¬

den sei . Beim heutigen Antrag handle es sich um eine zusätzliche

Förderung , die wegen der zusätzlichen Auflagen aufgrund des neuen

Bäderhygienegesetzes notwendig geworden sei.

. /.
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Die Kritik an der Einbeziehung des Privathallenbades in die

Aktion zeige einmal mehr * daß es der ÖVP oft nicht um die Sache,

sondern um Personen und Organisationen gehe.
Abstimmung: einstimmig angenommen , ( ger)

Reichsbrücken - Debatte

Jemand , der ein altes Auto ohne Pickerl und übernrüfung in

Betrieb nimmt , handelt sicher fahrlässig , wenn auch in der Folge

kein Unfall passiert . Glücklicherweise hat das endgültige Gutachten

über den Reichsbrückeneinsturz keinen Kausalzusammenhang zwischen

Fehlern bei der Überprüfung und Einsturz ergeben . Fahrlässig ist

trotzdem vorgegangen worden , erklärte GR . Dr . Hirnschall ( FPÖ ) .

Es war eine ungeheure Fahrlässigkeit , daß die vom Gesetz alle

sechs Jahre fällige Hauptüberprüfung nicht durchgeführt wurde , und es

gab viele andere Unterlassungen . Eine Lehre sollte man daraus ziehen:

Beim Neubau der Brücke sollten bereits optimale Überprüfungsmethoden

gesucht und eingebaut werden.
Der Bericht läßt einige Fragen off ^ , erklärte GR . Hoffmann

( ÖVP ) . So wurde ein Riß in einem Pfeiler bereits bei Überprüfungen

in den Jahren 1951 bis 1955 erkannt . Dieser Riß hätte seit damals

ein latentes Alarmzeichen sein müssen . Ein Lagerunterteil des Pfeilers

17 A wurde nach dem Einsturz nicht mehr gefunden . Im Bericht wird vom

guten Zustand der anderen Lagerteile auf den guten Zustand des nicht

vorhandenen Teiles geschlossen . Bei der Floridsdorfer Brücke wurden

Bohrungen in die Pfeiler vorgenommen . Warum war das bei der Reichs¬

brücke unmöglich ? Die notwendige Hauptuntersuchung der 8 Reichsbrücke

scheiterte am Streit zwischen den Stadträten Hofmann , Mayr und Nekula

über die Bezahlung . Damals hätte der Bürgermeister energisch ein¬

greif en und handeln müssen.
Der Bericht hat das eindeutige Ergebnis gebracht , daß keine

schuldhaften Handlungen zum Einsturz der Reichsbrücke führten , er¬

klärte GR . Maria Szöllösi ( SPÖ ) . Die ÖVP versuchte seit dem Einsturz

politisches Kapital daraus zu schlagen und die Bevölkerung in Angst

zu versetzen . Der Bau der Traisenbrücke ist nun notwendiger denn je:

Während die SPö - Mandatare von Floridsdorf einen Neubau fordern , treten

die ÖVP- Stadträte Busek und Neusser für den Verzicht des Baus , der

Traisenbrücke und für die Übernahme des Baus der Floridsdorfer Brücke

durch den Bund ein . GR . Hahn fordert sogar den Bau einer neuen Donau¬

brücke zwischen y Korneuburg und Klosterneuburg , ( sei)
. /.
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Ren Einsturz der Reichsbrücke nannte GR . Edlinger ( SPÖ)

ein Ereignis , das sich auf drei Ebenen abspielte : auf einer techni¬

schen , einer propagandistischen und einer politischen . Die soge¬

nannten unabhängigen Zeitungen seien sich im August 1976 einig

gewesen : Was immer den Einsturz der Reichsbrücke verursacht hat,

Schuld wären die Sozialisten.
Die international anerkannten Wissenschafter benötigten

sieben Monate , um ihren Bericht über die Einsturzursache auszu¬

arbeiten . Und die Zeitungen sahen sich gezwungen , klein beizu¬

geben , verzichteten auf Vorwürfe gegen die Stadtverwaltung und

gegen die Sozialisten und erklärten den zurückgetretenen Stadtrat

Ing . Hofmann als rehabilitiert.
Die öVp beschuldigte der Redner , jede Gelegenheit zu nützen,

den politischen Gegner zu diffamieren . So sei im Zusammenhang mit

dem Bauring immer wieder behauptet worden , die SPÖ hätte Geld

bekommen - und das sage eine Partei , deren Obmann sich nicht

scheute , Gelder von so dunklen Quellen anzunehmen , wie Kommerzial¬

rat Berger , mit dem sich jetzt die Gerichte beschäftigen . Und aus¬

gerechnet Dr . Busek stelle sich hin und sage , die Verwaltung

Wiens müsse wieder sauber werden - für eine Sauberkeit dieser Art

bedanke sich die Bevölkerung , ( we)

Ende des Sitzungsberichtes
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Lokal :

feier zur benennung des > » julius raab - platz ” verschoben

9 wien , 28 . 3 , ( rk) die stadt Wien hat bekanntlich beschlossen,

den aspernplatz in julius raab - platz umzubenennen * die feierliche

namensgebung sollte kommenden samstag , den 2 . april , erfolgen * da

jedoch zahlreiche eingeladene ehrengaeste verhindert sind , hat der

wiener buergermeister die vorgesehene feierlichkeit verschoben , ein

neuer termin wird rechtzeitig bekanntgegeben , ( pr)
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